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Teil 1:  

Sachsen verweigerten den Gehorsam ï  
Revolutionäres Aufbegehren 1848/49 

Als nach der Niederschlagung des Dresdner Maiaufstandes (3. - 9. Mai 1849) bereits 
am 16. Mai 1849 die Dresdner Polizei Steckbriefe herausgab, in denen Vaterlands- 
und Hochverräter benannt wurden, die Ăwegen wesentlicher Teilnahme an der in hie-
siger Stadt stattgefundenen aufrührerischer Bewegung zur Untersuchung zu ziehen, 
(é) und die im Bedarfsfall zu verhaften sind (é)ñ, gab es keinen Zweifel mehr: Die 
bürgerliche Revolution 1848/49 war auch in Sachsen endgültig verloren. Der König 
Friedrich August II. von Sachsen (1797-1854) hatte mit seiner Entscheidung, die in 
Frankfurt am Main verabschiedete Reichsverfassung nicht anzuerkennen und den 
Landtag aufzulösen, den Anlass für die Kämpfe geliefert. Der Maiaufstand in Dresden 
vom 3.-9.Mai 1849 war ein letzter verzweifelter Versuch demokratischer Kräfte in 
Sachsen, doch noch eine Republik mit einer Reichsverfassung zu etablieren. Der Auf-
stand wurde durch königliche Regierungstruppen mit preußischer Unterstützung brutal 
niedergeschlagen, kurz vor dem endgültigen Scheitern der Deutschen Revolution 
1848/49 in allen Staaten des Deutschen Bundes bis Ende Juli 1849. 

Ob Liberale oder Demokraten - alle wurden zu Staatsfeinden erklärt, zu Haupträdels-
führern, Demokraten I. Klasse, Führern einer Umsturzpartei, die sich bei dem Maiauf-
stand in Dresden als ĂRadikalgesinnteñ offenbart hatten. Die Erwartungen vieler Deut-
scher auf eine große nationale Zukunft, auf ein einiges Vaterland mit Freiheit, Gleich-
heit, Demokratie und freien Wahlen, hatten sich damit nicht erfüllt. Das deutsche Volk, 
im Verbund einer Vielzahl mitteleuropäischer Staaten, hatte mit diesem revolutionären 
Aufbegehren Gebrauch von seinem natürlichen Widerstandsrecht gemacht, das mit 
seinem revolutionären Gedankengut auf die liberale Verfassungsentwicklung des Par-
lamentarismus Englands im 17. Jahrhundert zurückzuführen war.  

Aber, der Kampf war vorerst vergeblich gewesen. Das deutsche Volk, besonders auch 
die Sachsen, hatten zwar mit revolutionärem Aufbegehren zu Beginn der Märzrevolu-

tion 1848 ihren Herrschern den Gehorsam verwei-
gert, aber in letzter Konsequenz ihre Verfassung 
des Volkes nicht durchsetzen können, die Monar-
chie nicht endgültig abgeschafft, sondern auf eine 
friedliche Lösung mit einer friedlichen Revolution 
gesetzt und gehofft. Diese lasche Halbheit wurde 
zum Verhängnis. Der Revolutionär Robert Blum 
(1807-1848) hatte noch bei den Oktoberaufstän-
den 1848 in Wien warnend von den Barrikaden ge-
rufen: ĂMacht keine halbe Revolutionñ. Sie mach-
ten nur eine Halbe. Die Kräfte der Reaktion konn-
ten sich wieder sammeln und zur Gegenwehr 
schreiten ï das Volk verlor den Kampf und büßte 
viele seiner Errungenschaften vorerst wieder ein, 
die sich erst 1919 mit der Weimarer Verfassung 
verwirklichen sollten. Es war bis dahin zu keiner 
Gründung einer liberalen Staatsform gekommen, 
wie es das Ziel der Demokraten und Liberalen ge-
wesen war, die sich alle an dem Vorbild Englands 
aus der Zeit der Aufklärung orientiert hatten. 

 

John Locke (1632 ï 1704),  
Vordenker eines modernen 
Staatswesens 
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John Locke: Revolutionäre Gedanken - Widerstandsrecht gegen Regierungen  

Diese Ideen des Liberalismus, der Gewaltenteilung eines Staatswesens, gehen erst-
malig auf den englischen Philosophen und Naturwissenschaftler John Locke (* 1632, 
À 1704) zur¿ck. Er wird als einer der bedeutendsten Denker der frühen Aufklärung 
(1650 - 1800) bezeichnet, denn er war der Erste, der eine Erkenntnistheorie und in 
diesem Zusammenhang seine Staatstheorie formulierte, die u.a. ein Widerstandsrecht 
gegen Regierungen beinhaltete (Zweite Abhandlung über die Regierung).  

Nicht nur zu seiner Zeit kühne Gedanken, die das Denken und die Welt verändern 
sollten!  

John Locke, entschiedener Verfechter des Widerstandsrechtes, kam zu folgender Er-
kenntnis: 

ĂAlle Menschen sind im Naturzustand frei und gleich; F¿r alle gelten die gleichen 
Naturrechte: Das Recht auf Leben, Freiheit, Eigentum; Alle haben das Recht auf 
Selbsterhaltung und Selbstverteidigung gegen jegliche Angriffe, die ihre Natur-
rechte bedrohen; Mit einem Gesellschaftsvertrag verlassen sie ihren Naturzu-
stand und gehen zum Schutz vor Angriffen eine gesellschaftliche / politische Bin-
dung ein; Sie übertragen ihr Selbstverteidigungsrecht auf den Staat als politische 
Körperschaft; Die durch den Gesellschaftsvertrag konstituierte Regierung soll die 
Werte des Einzelnen schützen; Tut sie das nicht oder erfolgen rechtswidrige An-
griffe durch den Staat auf Leben, Freiheit, Eigentum des Volkes, erfolgt der Bruch 
des Gesellschaftsvertrages; Die Regierung setzt sich gegenüber ihrem Volk in 
einen Kriegszustand; Dadurch erhält das Volk das Recht auf natürliche Selbst-
verteidigung zurück, wie vor Abschluss des Gesellschaftsvertrages; Damit wird 
legitim, wenn das Volk sein Recht auf nat¿rliche Selbstverteidigung wahrnimmt;ñ  

John Locke wies darauf hin,  

Ăédass der hierdurch verursachte Kriegszustand dann nicht vom Volk, sondern 
von der Regierung verschuldet seiñ. 

John Locke formulierte seine Grundaussagen zusammengefasst folgendermaßen:  

1. ĂDie Regierenden können nur dann legitim regieren, wenn sie die Zustimmung 
der Regierten habenñ.  

2. ĂDiese Regierung muss die Naturrechte der Menschen achten: Leben, Frei-
heit, Eigentum und diese besch¿tzenñ.  

3. ĂWenn sie diese nicht achtet, dann haben Bürger ein Widerstandsrecht. Der 
hierdurch verursachte Kriegszustand ist nicht vom Volk, sondern von der Re-
gierung verschuldetñ. 

4. ĂJeder Mensch soll die Mºglichkeit haben, sein persºnliches Gl¿ck anzustre-
benñ (Pursuit of happiness). 

 

Das Volk soll Richter sein - Regierungen sind nur Beauftragte des Volkes  

Über die Entscheidung, wann der Einsatz des Widerstandsrechtes erfolgen sollte, for-
mulierte John Locke: ĂDas Volk soll Richter seinñ, da die Regierung nur Beauftragter 
des Volkes sei und nur das Volk entscheiden könnte, nicht der Beauftragte. Damit 
wurde alles Bisherige durch ihn in Frage gestellt, vor allem auch der Grundsatz zu 
seiner Zeit: ĂThe King can do not wrongñ (Der Kºnig kann nichts falsch machen). John 
Locke gab das Signal an die Welt, durch rationales Denken alle den Fortschritt hem-
menden Strukturen überwinden zu können, auch legal zu beseitigen und abzuschaf-
fen. Selbstverständlich konnte er zu seiner Zeit nicht ahnen, dass sein Parlamentaris-
mus nur dreihundert Jahre später auch ĂWandlungen in die Moderneñ erfahren sollte 
und ĂVolkes Wille als Auftraggeberñ, bei allgemeiner Unzufriedenheit mit den 
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ĂBeauftragten des Gesellschaftsvertragesñ, nicht unbedingt zwingend zu deren Abwahl 
oder Abdankung führen muss, sondern sich diese daraufhin mit ebenfalls minder ge-
achteten Partnern zusammenschließen können und Koalitionspartnerschaften einge-
hen und  - mit dieser Koalitions-Mehrheit einfach bleibené  

Solch Denken und Handeln war zu seiner Zeit noch nicht erfunden worden. 

Johann Wolfgang von Goethe (1749 ï 1832), selbst Minister im Staatsdienst des Her-
zogtums Sachsen-Weimar-Eisenach, hat dieses Verhalten des Machthungers und 
Machtmissbrauchs von Regierungen, mit ihrer beispiellosen Verachtung über Volkes 
Willen hinweg, folgendermaßen glossiert: 

ĂWelches Recht wir zum Regiment haben, danach fragen wir nicht: Wir 
regieren. Ob das Volk ein Recht habe, uns abzusetzen, darum bekümmern 
wir uns nicht: Wir hüten uns nur, daß es nicht in Versuchung komme, es 
zu tun.ñ 

In England wurde 1689 auf Grund von Lockes Erkenntnissen ein ĂGesetzesentwurf 
der Rechteñ (Bill of Rights) vom Parlament verabschiedet. Der Monarch stand ab sofort 
nicht mehr Ădurch gºttliches Recht ¿ber dem Gesetzñ - er wurde durch die Regeln des 
Parlaments zu einer Amtsperson, die dem Gesetz unterworfen war. Die Grundlage für 
den modernen Parlamentarismus war geschaffen. 

Ein neues Denken und neues Selbstbewusstsein setzten ein. John Lockes Erkennt-
nisse wurden Vorbild späterer Ver-
fassungssysteme, wie der Unab-
hängigkeitserklärung von Amerika 
1776, mit der sich die damaligen 
13 Staaten zur Loslösung von der 
englischen Krone auf das Wider-
standsrecht nach Locke beriefen, 
seine Gedanken fanden ebenfalls 
Eingang in die Verfassung der Ver-
einigten Staaten von Amerika 1787 
und in die ĂErklärung der Men-
schen- und Bürgerrechteñ in Frank-
reich 1789. Weitere zahlreiche re-
volutionäre Bewegungen und Er-
hebungen wurden immer wieder 
von seiner aufklärerisch-liberalen 
Vertragstheorie geprägt, wenn 

Volksmassen, wenn ĂVolkñ, von seinen Herrschern gern verächtlich als Pöbel oder 
Pack bezeichnet, unzufrieden wurde oder war. Wenn deren Unmut über Unrecht und 
Willkür, Selbstherrlichkeit der Regierenden, Nichteinhaltung von Gesetzen durch poli-
tische Entscheidungen und Überhandnehmen von Angriffen auf ihre Menschenrechte 
entgegen des Gesellschaftsvertrages, zum Widerstand führte, dann wurden zumeist 
Energien freigesetzt, mit denen sie ihren Regierungen die weitere Zustimmung ver-
weigerten und Veränderungen einforderten. Die Gehorsamspflicht wurde gekündigt, 
das Widerstandsrecht wahrgenommen. So auch wieder geschehen in der Revolution 
1848/49, vor 170 Jahren. 

 

Der Zündstoff, der Revolutionen auslöst 

Diese Zeit zwischen dem Wiener Kongress 1815 und der Revolution 1848/49 wird gern 
als ĂVormªrzñ bezeichnet. Geprägt durch die absolutistischen Bestrebungen der Res-
tauration auf der einen Seite, die mit Monarchen einhergeht, die auf der Legitimität 

Reichstagsgebäude Berlin ï Parlamentssitz 
des Deutschen Bundestages  
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ihrer Herrschaftsansprüche bestehen und gegen jegliche Veränderungen mittels Über-
wachung ihres Volkes und Zensur vorgehen und dieses bestrafen, stehen auf der an-
deren Seite Liberalismus und nationale Bewegungen. Dieser Zustand der absoluten 
Unfreiheit und Unzufriedenheit des Volkes wurde Mitte des 19. Jahrhunderts in allen 
Staaten des Deutschen Bundes zum Ausgangspunkt zahlreicher sozialer Unruhen und 
Hungeraufstände bis hin zum Ausbruch der sogenannten Märzrevolution 1848/49. Das 
Volk wurde nicht mehr gehört, es besaß keinerlei Mitspracherechte mehr, der Verfas-
sungsstaat war nicht durchgängig vollzogen worden. Preußen und Österreich lehnten 
ihn sogar vollständig ab. Die Situation der untragbaren Zustände verschärfte sich, ob 
in politischer Hinsicht mit Verboten der Pressefreiheit und der Versammlungsfreiheit 
sowie dem Verbot der Bewegung der Burschenschaften bis hin zu wirtschaftlichen 
Notständen. Diese wurden hervorgerufen durch Landflucht der bäuerlichen Bevölke-
rung vor der Landarmut und damit verbundenen Überbevölkerung in den Industriezen-
tren, durch Teuerungswellen 1846/47, die eine unvorstellbare Not des Proletariats in 
den Städten und der Landbevölkerung zur Folge hatten. Noch mehr betrafen diese 
Zustände in Sachsen die durch die Industrialisierung vollkommen verarmten Weber im 
Vogtland und Erzgebirge, die mit Hungeraufständen auf ihre unmenschlichen Verhält-
nisse von existentieller Not und absoluter Armut aufmerksam zu machen versuchten. 
In dieser Zeit trat Robert Blum (1807-1848) politisch verstärkt in Erscheinung. Bereits 
1845 in den Leipziger Stadtrat gewählt, initiierte er 1847 eine Hilfsaktion für die von 
der Hungersnot Betroffenen, auch für die Weber in Oberschlesien.  

Seit den 30er Jahre des 19. Jahrhunderts hatten sich, entgegen dem Volkswillen und 
der damaligen revolutionären Forderungen der Julirevolution von 1830, in dem Fli-
ckenteppich der Staaten des Deutschen Bundes wieder die reaktionären deutschen 
Fürstenhäuser etabliert, die jegliche Veränderung, jeglichen Fortschritt zu unterdrü-
cken versuchten und untereinander dynastische Solidarität bei der Unterdrückung ih-
rer Bevölkerung ausübten. Zum Unwillen des Bürgertums hatte der Adel wieder einen 
Großteil seines politischen Einflusses und seiner früheren Vorrechte erlangt. All das 
war zu einem gefährlichen Zündstoff geworden, der nur noch auf den Funken wartete. 

 

Politische Strömungen und ihre Ziele vor 1848 

In dieser Zeit traten erstmalig massiv verschiedene politische Strömungen in Erschei-
nung, die sich zu organisieren begannen. Fast alle fanden ihren Ursprung in der Auf-
klärungsidee John Lockes vom Staatswesen und der Volkssouveränität. Aus den In-
teressengruppen entstanden erste Vereine, die zu Vorläufern der späteren Parteien 
wurden.  

1. Der deutsche Liberalismus (liberales Bürgertum) trat als gemäßigte Liberale in Er-
scheinung. Die geforderte Verfassung sollte ĂFreiheit, Volkssouverªnitªt und Mo-
narchieñ beinhalten, also ein monarchisch-konstitutionelles System. Die Liberalen 
strebten ein politisches System an, in dem alle Menschen Grundfreiheiten inneha-
ben sollten, wie Rede- und Meinungsfreiheit, politisches Mitspracherecht, Ver-
sammlungsfreiheit, Sicherung von Grundrechten, Schutz vor staatlicher Willkür, Un-
verletzlichkeit der Person. Jedoch forderten sie im Gegensatz zu den Demokraten 
die Bindung des Wahlrechts an Einkommenshöhen und Vermögen, weiterhin freie 
Marktwirtschaft, freies Organisationsrecht für Gründungen von Kapitalgesellschaf-
ten, Banken und Fabriken. Die Liberalen wollten ihre Ziele über Reformen erreichen, 
wurden als ĂRevolutionªre wider Willenñ bezeichnet. 

2. Die Demokraten, die sich ab 1830 aus dem Liberalismus herausgelöst hatten, traten 
als radikale Demokraten in Erscheinung. Frühzeitig waren sie mit den Liberalen 
über die Frage der Revolutionsführung zerstritten. Sie streben die absolute 
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Beseitigung der Monarchie an. Ihre Ziele beinhalteten republikanische und frühso-
zialistische Gedanken und waren durch ausgeprägtes Nationalbewusstsein ge-
kennzeichnet, so u.a. der Errichtung einer einheitlichen deutschen Republik, natio-
naler Einheit in einem Nationalstaat, persönliche Freiheit, Anspruch auf menschen-
würdige Existenz ohne materielle Not und ohne gesellschaftliche Ungerechtigkeit 
und soziale Unfreiheit, allgemeines Wahlrecht für alle volljährigen Männer, Zulas-
sung zum Geschworenenamt und zur Bürgerwehr, Bildungsmöglichkeiten für alle 
Schichten der Bevölkerung, Gemeinwesen mit rechtlicher und politischer Freiheit. 
Die Demokraten teilten sich zunehmend in Gemäßigte und radikale Linke. 

3. Konservative Gruppen, zumeist aus Beamten und Adligen bestehend, entstanden 
in der Zeit der Revolution und verweigerten sich dem Nationalstaat, traten weiterhin 
für die alte Ordnung ein und hielten an dem monarchischen Prinzip Ăeiner von Gott 
gegebenen Herrschaftñ fest. 

4. Politischer Katholizismus trat ebenfalls mit einer politischen Ausrichtung in Erschei-
nung, da er als Minderheit in evangelischen Gebieten Unterdrückung erfuhr und für 
eine Gleichbehandlung eintrat.  

5. Sozialisten und Arbeiter traten vor 1848 noch nicht als geschlossene politische Be-
wegung / Gruppe in Erscheinung. Ihr Tätigkeitsfeld beschränkt sich größtenteils auf 
Bündnisse, Arbeiterbildungsvereine oder Zusammenkünfte zur Durchsetzung ver-
besserter Arbeitsbedingungen in den Fabriken, auf Zirkel- und Vereinsarbeit. Der 
klassenmäßige Zusammenschluss wurde erst nach dem Erscheinen des Werkes 
ĂDas Kommunistische Manifestñ angestrebt. 

 

Revolution 1848/49 - ĂVolkñ steht auf gegen Rückschritt, Bevormundung und 
Willkür ï denn  ĂEin Gespenst geht um in Europañ  

Wie fast immer bei Ausbruch von Revolutionen in Europa, begann alles mit Unruhen 
in Paris. Frankreich war ebenfalls, wie der Rest Europas, von wirtschaftlichen Krisen 
betroffen, die in Folge mit Massenarmut und allgemeiner politischer Unzufriedenheit 
ein Pulverfass für soziale und politische Unruhen darstellten. Daraus entwickelte sich 
die bürgerlich-demokratische Februarrevolution 1848 in Frankreich, die mit aller Kon-
sequenz, die radikalen revolutionären Franzosen zu eigen ist, am 24. Februar 1848 
mit der Erstürmung des Regierungssitzes in Paris eingeleitet wurde. Die Absetzung 
des Bürgerkönigs Louis Philippe I. (1773-1850) erfolgte umgehend, der ohne Verzug 
schnell nach England ins Exil flüchtete. Damit nicht genug, wurde die zweite Franzö-
sische Republik ausgerufen, das allgemeine Wahlrecht und die Pressefreiheit verkün-
det, das Recht auf Arbeit erkämpft und die Diktatur des Proletariats ausgerufen. Das 
französische Volk setzte ein Fanal für Europa.  

Fast gleichzeitig mit dem Ausbruch der Februarrevolution übte ein weiteres Ereignis 
als Höhepunkt einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Revolutionsbestre-
bungen aus. Am 21. Februar 1848 erschien das ĂKommunistische Manifestñ von Karl 
Marx und Friedrich Engels. Erarbeitet als kommunistisches Programm für den Klas-
senkampf im Auftrag des ĂBundes der Kommunistenñ, der sich bereits 1847 aus Bünd-
nissen der Arbeiter und Handwerker gebildet hatte und nun ebenfalls seine Ziele ver-
folgte: Eine soziale Revolution und den Sieg des Proletariats. Ein Werk, was zukunfts-
weisend werden sollte und neben der Bibel zu den am meisten gelesenen Büchern 
gehört. Der erste Satz des Manifestes lautet: ĂEin Gespenst geht um in Europañ. 

Die Revolution 1848/49, hervorgerufen in ganz Europa durch desolate Zustände, ent-
wickelte sich unaufhaltsam zu einer gesamteuropäischen bürgerlichen Bewegung, die 
von Paris ausgehend, bereits ab 27. Februar mit schnellen Erfolgen die Staaten des 
Deutschen Bundes erreichte. Aber auch die Länder und Provinzen außerhalb des 



 

7 
 

Bundesgebietes wurden mit von diesem Strudel der Empörung erfasst, die unter Herr-
schaft von Preußen und Österreich standen, wie Ungarn, Oberitalien oder Posen. Mit 
sogenannten ĂMªrzforderungenñ wurden sofort von Liberalen und Demokraten liberale 
Veränderungen eingefordert. Ob in Leipzig, Dresden, Berlin, Warschau, Prag, Mailand, 
Wien, Budapest, Malmö - überall erklang der Ruf aller Schichten der Bevölkerung nach 
Mitspracherecht, Mitbestimmung, nach Grundrechten, Freiheit, einem Nationalstaat, 
demokratischen Systemen, einer gesamtdeutschen Verfassung für der Schaffung der 
deutschen Einheit.  

Die Forderungen waren unüberhörbar und vielschichtig. Jedoch die alten Machtstruk-
turen wurden nicht, wie in Frankreich, beseitigt. Bei den Deutschen durften die monar-
chischen Herrscher bleibené  Das sollte sich später rächen. 

Demokraten und Liberale Kräfte versuchten sofort, langersehnte erste, nächstliegende 
Ziele anzugehen bzw. bisher erreichte Errungenschaften zu sichern: Freiheitsrechte, 
Liberale Minister in Regierungen, Liberalisierung des Wahlrechts, Verfassungsände-
rungen, Pressefreiheit.  

 

Als am 29. Februar 1848 die Nachricht über die Revolution in Frankreich die Stadt 
Leipzig erreicht hatte, war es der demokratische Politiker Robert Blum (1807-1848), 
der sofort in der Stadtratssitzung am 1. März den Sturz der sächsischen Regierung, 
Pressefreiheit, demokratische Grundrechte forderte. Eine an den König gesandte Pe-
tition wurde durch diesen zunächst abgelehnt. Endlich trat der sächsische Minister von 
Falkenstein unter diesem Druck zurück, und die Einberufung eines Landtages wurde 
zugesichert.  

Vorerst ging offenbar alles gut ï überall gaben fast alle regierenden Fürsten unter dem 
Druck der revolutionären Ereignisse nach. Der verhasste österreichische Staatskanz-
ler Fürst von Metternich (1773-1859), einer der unnachgiebigsten Gegner liberaler und 
nationaler Bestrebungen, floh aus Wien nach London. 

Auch der sächsische König Friedrich August II. gab sich in seiner Dresdner Residenz, 
nach einigen Verzögerungsmanövern und mehreren Ablehnungen der Vorschläge De-
putierter aus Leipzig, die nach Dresden unter Leitung ihres Sprechers Robert Blum 

Kämpfe während der Märzrevolution 1848 
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angereist waren, letztendlich kompromissbereit gegenüber ihren Forderungen: Aufhe-
bung der Zensur, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Volksbewaffnung, politische 
Amnestie, Abdankung des volksfeindlichen Ministeriums.  

Als eine der wichtigsten Aufgaben wurde dabei, 
vor allem von dem vorausschauenden Politiker 
Robert Blum, die Bürgerbewaffnung, Schaffung 
von Kommunalgarden und Vereidigung des Mi-
litärs auf die Verfassung angestrebt, um der Mo-
narchie ihre bewaffneten Machtmittel zu neh-
men. Das gelang nur teilweise. 

Bereits am 13. März erhielt das Ministerium sei-
nen Abschied und wurde aufgelöst. Der König 
berief liberale Minister in sein Kabinett, und un-
ter dem Präsidenten der Zweiten Kammer, dem 
beim Volk hochverehrten vogtländischen Advo-
katen Alexander Hermann Braun (1807-1868), 
wurde am 16. März 1848 die erste bürgerliche 
Regierung Sachsens gebildet. ĂMªrzministe-
rienñ wurden eingerichtet, die Presse-Zensur 
aufgehoben und ein liberales Wahlgesetz für 
den Landtag erlassen. Weitere Zugeständnisse 
folgten, so wurde die Burschenschaft wieder zu-
gelassen, die ĂBeaufsichtigung der Universitätñ 
Leipzig aufgehoben und politische Aktivitäten zugelassen. Auch der Einberufung einer 
Nationalversammlung wurde zugestimmt, die der Errichtung eines deutschen Natio-
nalstaates die Wege ebnen sollte. Dafür wurde Ende März ein Vorparlament beschlos-
sen, bestehend aus Abgeordneten des Landtags und führender Vertreter der liberalen 
und demokratischen Opposition, die für die Vorbereitungen der Wahlen zuständig wa-
ren. 

Der ganze Aufstand schien, scheinbar, in einer Ăfriedlichen Revolutionñ aufzugehen.  

Deutsche Uneinigkeit ï Schwächung der Revolution 

Zu Beginn dieser Revolutionsperiode waren sich die Gruppierungen der Liberalen und 
Demokraten noch einig und traten gemeinsam auf. Bald stellten sich bei den Opposi-
tionspolitikern jedoch Differenzen heraus. Sie waren sich nur noch in der Schaffung 
eines Nationalstaates einig. Wie er gestaltet werden sollte, entzweite die beiden wich-
tigsten Gruppierungen der Revolution. Die Liberalen strebten eine konstitutionelle Mo-
narchie unter einem Kaiser an, zwar sollte der Kaiser als Monarch gesetzlich einge-
schränkt werden, aber die Verfassung dann individuell mit den einzelnen Ländern und 
Fürsten abgestimmt werden.  

Die Demokraten wiederum bestanden auf der strikten Abschaffung der Erbmonarchie 
und der Errichtung einer Republik, die sie anstrebten. Nur der Nationalversammlung 
sollte ihrer Meinung nach als politisches parlamentarisches System das Recht zu-
stehen, über die Verfassung und Gesetzgebungen zu bestimmen, Entscheidungskom-
petenz für die zu wählende Regierung zu besitzen oder diese entlassen zu können. In 
den Reihen der Demokraten bildeten sich dabei zwei Richtungen heraus. Die gemä-
ßigteren um Robert Blum und eine radikale Richtung, die eine außerparlamentarische 
Weiterführung der Revolution anstrebte. Gleichzeitig wurde unter Robert Blums Lei-
tung ein Organisationsnetz von Vaterlandsvereinen durch die Demokraten aufgebaut.  

Robert Blum gründete in Leipzig am 28. März seinen Vaterlandsverein, auch Dresden 
und viele der kleineren Städte wie Radeberg folgten diesem Vorbild. Die Begeisterung 

Robert Blum (1807 ï 1848) 
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für die revolutionären Ziele war groß und entsprach dem deutschen Zeitgeist: ĂVerei-
nigung aller Staaten des deutschen Sprachraumsñ und ĂDie Wiedergeburt Deutsch-
lands in einem freiheitlichen Europañ. Robert Blum verbreitete seine Ideen und Ziele 
zusätzlich durch viele Ansprachen an das Volk in ganz Deutschland und über seine 
Zeitung ĂVaterlandsblªtterñ. Bereits am 23. April 1848 fand in Leipzig die erste Gene-
ralversammlung der Vaterlandsvereine Sachsens statt, die auf fast 100 Vereine ange-
wachsen waren. Robert Blums Erfolgskonzept ging auf - seine Ideen wurden überall 
bekannt, und die Demokraten erzielten bei Wahlen Stimmenzuwachs und die Über-
macht gegenüber den Liberalen. Diese gründeten nun im Gegenzug ebenfalls Volks-
vereine, die sie als ĂDeutsche Vereineñ bezeichneten. 

Die Fronten verhärteten sich. Es kam immer wieder zu Streitigkeiten, die sich auch bei 
den Verhandlungen des gewählten Vorparlaments zur Einberufung der Nationalver-
sammlung ab Ende März 1848 abzeichneten und sich ein Jahr lang unlösbar bis zum 
März 1849 hinzogen, dem Zeitpunkt der Beendigung des Verfassungswerkes durch 
die Nationalversammlung. Das am 31. März in Frankfurt a.M. zusammengerufene Vor-
parlament beschloss, die Mitglieder der Deutschen Nationalversammlung nach einem 
allgemeinen und gleichen Mehrheitswahlrecht von volljährigen, selbständigen Män-
nern wählen zu lassen. In dem Vorparlament waren 26 Vertreter aus Sachsen vertre-
ten, die sich als Abgeordnete nur wenig später der radikalen Gruppierung anschlos-
sen, die aus Deutschland eine große Republik machen wollten. 

Am 10. April 1848 erließ die sächsische Regierung eine Verordnung für die Wahl deut-
scher Nationalvertreter für das Ăzwischen Regierung und Volk zustande zu bringende 
deutsche Verfassungswerkñ. Der Wahlkampf wurde vom Vaterlandsverein und vom 
Deutschen Verein geführt, wobei bereits damals festgestellt wurde, dass ĂParteiwesen 
über Gerechtigkeit siegteñ, was uns auch in heutiger Zeit wieder sehr bekannt vorkom-
men dürfte, wenn es nicht mehr um die großen Ziele zum Wohl des Staates und Volkes 
geht, sondern um Parteienkalkül, Parteiengerangel um die Macht... Bei dieser Wahl 
der Nationalversammlung siegten Demokraten wieder vor den Liberalen. Die Mitglie-
derzahl des Frankfurter Parlaments betrug 587 Parlamentarier. Darunter befand sich 
als gewählter Abgeordneter auch der inzwischen deutschlandweit populäre Parlamen-
tarier Robert Blum, der führende Kopf der Demokraten für republikanische Ideen. 

Am 18. Mai 1848 versammelte sich erstmalig dieses gewählte erste gesamtdeutsche 
Parlament in der Paulskirche in Frankfurt a.M. mit dem Ziel, eine gesamtdeutsche Ver-
fassung zu erarbeiten und die Bildung eines Nationalstaates vorzubereiten. Sachsen 
stellte 24 Parlamentarier, wovon 20 der äußersten Linken zugerechnet wurden, wie 
der aus Dresden stammende demokratisch gesinnte Advokat Schaffrath. 

 

ĂGegen Demokraten helfen nur Soldatenñ 

Dieser Ausspruch des Preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. (1795-1861) zeigt die 
Geisteshaltung der Monarchen um 1848/49. Sie hatten sicherlich nie die ernsthafte 
Absicht gehabt, ihre Positionen aufzugeben. Bereits im Sommer 1848 veränderte sich 
die politische Lage - die Konterrevolution setzte in einzelnen Staaten des Deutschen 
Bundes ein. Es sollte sich bewahrheiten, dass es von Anfang an eine Utopie war, da-
ran zu glauben, dass die Erbmonarchien ihre Macht und Herrschaft einfach so aufge-
ben würden ï das macht bekanntlich kein Herrschender freiwilligé Die Rückkehr zum 
Absolutismus wurde immer wieder Ziel dieser reaktionären Kräfte.  
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Die Konterrevolution ging zuerst von den mächtigsten Fürstentümern des Deutschen 
Bundes aus, dem Königreich Preußen und dem Kaiserreich Österreich. Als in Wien im 
Oktober 1848 ein großer Volksaufstand ausbrach, an dem auch Robert Blum teilnahm, 
der selbst auf den Barrikaden kämpfte, wurde nach dem Sieg durch die Regierungs-
truppen in Wien ein Exempel statuiert. Robert Blum, Parlamentarier der Frankfurter 
Nationalversammlung, der den aufständischen Wienern noch in seinen Ansprachen 
zugerufen hatte: ĂMacht keine halbe Revolutionñ, wurde als Aufrührer ĂFeind Nr.1ñ von 
der Reaktion festgenommen und, ungeachtet seines Immunitätsrechts als Abgeordne-
ter der Nationalversammlung, bereits am 9. November 1848 standrechtlich erschos-
sen.  

Die Frankfurter Nationalversammlung war hilf- und machtlos. Auch in Berlin wurden 
Aufstände brutal niedergeschlagen. Als die Nationalversammlung ihr Verfassungs-
werk am 28. März 1849 beendet hatte, war es bereits zu spät. Sie konnte weder die 
Reichsverfassung noch die Zielsetzung der Errichtung einer konstitutionellen gesamt-
deutschen Monarchie durchsetzen. Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnte 
seine Wahl durch die Nationalversammlung, ihn zum Kaiser zu erheben, nebst der 
Anerkennung der Reichsverfassung, Ăan der der Ludergeruch der Revolution klebeñ, 
in offener Gegnerschaft ab. Sofort folgten ihm die anderen Fürsten. Damit scheiterten 
Verfassung und deutsche Einigung.  

Sachsen - Vom einstigen Musterland der Reaktion zum ĂRoten Kºnigreichñ 

Friedrich August II. von Sachsen offenbarte sich jetzt ebenfalls offen als Gegner dieser 
Verfassung und der Staatsform einer konstitutionellen gesamtdeutschen Monarchie, 
die seine bisherige Macht eingeschränkt hätte. Obwohl die Bevölkerung in Sachsen 
begeistert die einstweilige grundsätzliche Anerkennung der Reichsverfassung von der 
Regierung forderte, gleichzeitig auch die Fraktion der Linken am 12. April 1849 im 
Landtag die sofortige Veröffentlichung der Reichsverfassung forderte, stellte sich der 
König gegen den Volkswillen. Am 28. April 1849 löste er den Landtag auf und lehnte 
die Reichsverfassung ab. In der bereits aufgeheizten Atmosphäre Dresdens brach 

Die Hinrichtung Robert Blums am 9. November 1848 in der Brigittenau bei Wien 
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offener Widerstand aus. Der Ausschuss der Vaterlandsvereine rief zur Ergreifung der 
Waffen auf, um mit Waffengewalt die Annahme der Verfassung zu erzwingen. Eine 
allgemeine Volksbewaffnung wurde vorbereitet. Auch die Turnervereine und die Dres-
dner Kommunalgarde wurden mit einbezogen, obwohl die Kommunalgarde, die für die 
Ordnung in der Stadt zuständig war, sich bei Ausbruch der Revolte zurückzog. Am 3. 
Mai 1849 erließ die Regierung einen Aufruf an das Volk, dass eine Anerkennung der 
Reichsverfassung keinen Zweck hätte, solange Preußen sie ablehnen würde. Sofort 
wurde der König durch Abordnungen des Rates, der Stadtverordneten und der Bür-
gerwehr mit Petitionen bestürmt, dem Volkswillen nachzugeben. Sie konnten nicht ah-
nen, dass dieser sich schon für militärische Hilfe, durch Zusagen von Preußens König, 
gegen sein Volk abgesichert hatte. Der König gab nicht nach. 

Bruch des ĂGesellschaftsvertragesñ durch den König - gegen sein Volk 

Sein höchst Ăunköniglichesñ, unehrenhaftes Verhalten, seine Maßnahmen gegen sein 
Volk in diesem durch ihn verursachten Maiaufstand 1849 in Dresden, seine Nichtak-
zeptanz des allgemeinen Volkswillens, sind ein Bilderbuchbeispiel für die Erkenntnisse 
des englischen Aufklärers John Locke ï Der König, der Monarch bricht den ĂGesell-
schaftsvertragñ mit seinem Volk, wird wortbrüchig. Er verschuldet und verursachte den 
Kriegszustand, der nicht vom Volk, sondern von ihm und seiner Regierung ausging 
und dem Volk nun nur noch die Inanspruchnahme des Widerstandsrechts zuließ.  

Noch am Nachmittag des 3. Mai 1849 begann der offene Aufstand in der Stadt Dres-
den. Ziel war es, die Errungenschaften der Märzrevolution zu retten und doch noch in 
letzter Minute bürgerliche Grundrechte durchzusetzen. Vom Balkon des Rathauses 

Die Dresdner Innenstadt während des Maiaufstandes 1849, Ausschnitt aus: Wikimedia 
ĂGefechtsplan von Dresden 1849ñ . https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Gefechts-
plan_von_Dresden_1849.jpg 
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